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1. Einleitung
Seit mehreren Jahren wird von verschie-
denen Seiten auf die Schwierigkeiten im
Zuge der Genehmigung von Stallungen
hingewiesen. In jüngster Zeit sind die
Verfahren in einigen Gebieten ins Sto-
cken geraten oder überhaupt gestoppt
worden. Unterschiedliche, kaum erfüll-
bare Interessen führen zu den klassischen
Nutzungskonflikten. Hauptverantwort-
lich dafür ist vielfach die Befürchtung der
Anrainer, dass die projektbedingten Be-
einträchtigungen – primär die abluftsei-
tigen Immissionen, d.h. die Gerüche – die
Lebensumwelt massiv verschlechtern
werden. Weil die zu erwartenden negati-
ven Veränderungen im Genehmigungs-
verfahren nur eine Prognosebeurteilung
sein können, werden oft alle rechtlichen
Möglichkeiten auf Verdacht hin gesi-
chert.
Die Folgen dieses Zustandes sind für alle
Beteiligten höchst unbefriedigend: die
Konsenswerber können ihre bestandssi-
chernden Projekte nicht umsetzen, für die
Anrainer ist die Immissionsbeurteilung
vielfach nicht nachvollziehbar, die Gut-
achter sind in bedenklicher Weise krea-
tiv, die Genehmigungsbehörden nicht
selten überfordert und die Aufsichtsbe-
hörden gehen länderspezifisch unter-
schiedliche Wege. Für die vergleichs-
weise komplizierte, und phasenweise
auch nur schwer nachvollziehbare recht-
liche Beurteilung fehlt es oft an der Zeit
oder auch am Willen, die vorhandene
Judikatur der Entscheidung zugrunde zu
legen. Seit Jahren wird daher erfolgreich
vertreten, allgemeingültige Aussagen
oder ein einheitliches Vorgehen im ge-
samten Bundesland seien deshalb nicht
möglich, weil kein Fall mit dem anderen
vergleichbar sei, und die großen Unter-
schiede der landesgesetzlichen Bestim-
mungen dem entgegenstünden. Bei ge-
nauerer Betrachtung zeigt sich aber, dass
die Unterschiede zwischen den einzelnen

Bundesländern hinsichtlich der für das
Genehmigungsverfahren zentralen Punk-
te gar nicht so groß sind, wie vielfach
behauptet. Die normative Kraft des Fak-
tischen, d.h. der unterschiedliche Zu- und
Umgang erweckt aber einen durchaus
anderen Eindruck. Der große Nachteil
davon ist, dass von einem einmal festge-
fahrenen Verfahrensprocedere nur sehr
schwer wieder abgegangen werden kann.
Erschwert wird das Ganze noch dadurch,
dass vor allem in Abhängigkeit vom zu
erwartenden Widerstand die Entschei-
dungen getroffen werden, die letztlich
auch rechtlich halten. Es passiert tatsäch-
lich, dass der Stall für einige hundert
Hühner in einer Landwirtschaftszone
nicht genehmigt wird, während 1000
Mastplätze direkt an die Grenze zum all-
gemeinen Wohngebiet errichtet werden
können. Abgesehen von der zu fordern-
den Gleichbehandlung in gleichartigen
Fällen wird bei derart unterschiedlichem
Vorgehen erreicht, dass eine Einschät-
zung der Genehmigungsfähigkeit eines
konkreten Projektes nicht vorgenommen
werden kann. Was bleibt ist eine große
Unsicherheit und Frustration bei den
Konsenswerbern. Dazu kommt noch ein
hohes Kostenrisiko. Wird das Projekt
nicht genehmigt bleibt der Tieralter auf
diesen Aufwendungen sitzen.
Trotz unterschiedlicher Initiativen diesen
unhaltbaren Zustand zu verbessern, hat
sich bis heute keine Änderung ergeben.
Vielfach gewinnt man den Eindruck, dass
man sich vom ursprünglichen Ziel sehr
weit entfernt hat. Bekennt man sich zur
flächendeckenden Landbewirtschaftung,
zu der in geschlossenen Kreisläufen auch
die Tierhaltung zählt, dann gibt es einen
dringenden Handlungsbedarf.
Es hat in den vergangenen Jahren hin-
sichtlich der rechtlichen Grundlagen im
Genehmigungsverfahren von Stallungen
in Vorträgen und Veröffentlichungen sehr
viele Informationen gegeben; allein man

gewinnt den Eindruck, dass all diese
Aktivitäten nutzlos verpuffen, weil man
oft nicht wahrhaben will, was nicht sein
kann, oder sein darf. Faktum ist, dass die
gesetzlichen Grundlagen für die Geneh-
migung von Stallungen derzeit ver-
gleichsweise landwirtschaftsfreundlich
sind. Ob sie auch zeitgemäß sind, ist im
konkreten Genehmigungsverfahren nicht
zu klären. Wenn notwendig, sind damit
die gesetzgebenden Einrichtungen zu
befassen.

2. Raumordnung
Die „örtliche Raumordnung“, d.h. die
Raumordung im eigenen Wirkungs- und
Verantwortungsbereich der Gemeinde ist
eine der wichtigsten Aufgaben der Ge-
meinde überhaupt. Ganz frei ist eine
Kommune in ihrer Gestaltung aber nicht,
weil die gesetzlichen Bestimmungen des
Raumordnungsgesetzes (ROG) einzuhal-
ten sind und erst die aufsichtsbehördli-
che Genehmigung die Rechtswirksamkeit
des ÖEK (Örtliches Entwicklungskon-
zept in den meisten Bundesländern) und
des FWP (Flächenwidmungsplanes) er-
gibt. Das Raumordnungsrecht dient eher
der Allgemeinheit und nicht dem Einzel-
interesse. Es handelt sich dabei um Kom-
petenzverteilung zwischen dem Bund
und den Ländern entsprechend um Lan-
desgesetze. Demnach gibt es insgesamt
9 unterschiedliche – wenn auch im Kern
ähnliche – Raumordnungsgesetze.
Ganz allgemein ist die Raumordnung die
planmäßige und vorausschauende Gestal-
tung des Lebensraumes im Interesse des
Gemeinwohles. Dabei soll die nachhal-
tige und bestmögliche Nutzung unserer
Umwelt gewährleistet werden, wobei die
natürlichen Gegebenheiten, der Umwelt-
schutz und die Bedürfnisse der Bevölke-
rung zu berücksichtigen sind.
Im ÖEK einer Gemeinde werden bereits
beschlossene Entwicklungsziele kritisch
analysiert, Entwicklungsvarianten und
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Chancen geprüft und Trends aufgezeigt,
um daraus raumrelevante Strategien, Zie-
le und Maßnahmen für die zukünftige
Entwicklung der Gemeinde abzuleiten.
Es sollen die Perspektiven der Gemein-
deentwicklung und ihre räumlichen Kon-
sequenzen umfassend dargestellt und
festgelegt werden. Nutzungsansprüche
sollen geregelt werden, sie dürfen nicht
zu Konflikten eskalieren.
Sowohl im ÖEK, wie auch im FWP ist
die räumlich-funktionelle Gliederung der
Kern und das Ergebnis aller diesbezüg-
lichen Überlegungen. Es werden die vor-
handenen Funktionen örtlich festgelegt,
sowie Vorrang- und Eignungszonen ab-
gegrenzt. Funktionell können etwa fol-
gende Bereiche unterschieden werden:
• Zentrumsfunktion
• Wohnen
• Gewerbe und Industrie
• Landwirtschaft
• Handel
• Tourismus etc.
Zwischen diesen Funktionen kann man
auch sinnvolle Mischformen bilden.
Teilweise stehen die vorgesehenen Nut-
zungen aber im Konflikt zueinander; es
sind dann unter Umständen Pufferzonen
vorzusehen. Wenn die Gemeinde ihre
Verantwortung ernst nimmt, besteht im
Rahmen der Flächenwidmungsplanrevi-
sion die Möglichkeit vorrangige Ent-
wicklungsziele zu definieren und auch
umzusetzen. Praktisch wird aber in be-
stehende Baulandwidmungen – Frage der
Entschädigung – nur selten eingegriffen.
Weil die Raumordnung ganz wichtige
Weichenstellungen vornimmt, die mittel-
und langfristig greifen, wird für die ent-
sprechenden Beschlüsse des Gemeinde-
rates durchwegs eine qualifizierte Mehr-
heit gefordert.
Der FWP erzeugt unmittelbar verbindli-
che Wirkungen. Baubewilligungsbe-
scheide, die dem FWP widersprechen
sind – von ganz wenigen Ausnahmen
abgesehen – rechtswidrig und durch
Nichtigkeit – ev. sogar noch Jahre nach
ihrer Erlassung – bedroht. Der FWP ent-
hält unterschiedliche Widmungskatego-
rien. Im ROG wiederum ist festgelegt,
welche Nutzungen – Bebauung – in der
jeweiligen Widmungskategorie erfolgen
dürfen. Das Recht, bzw. die Pflicht der
widmungskonformen Verwendung eines

Grundstückes wird als der zentrale
Grundsatz für die Genehmigung von Stal-
lungen verstanden. Genauso selbstver-
ständlich wie etwa der Eigentümer eines
Grundstückes mit der Widmungskatego-
rie „Bauland“ an die Umsetzung eines
Bebauungsvorhabens geht, sollte es
grundsätzlich für den Eigentümer eines
Grundstückes in einer Landwirtschafts-
zone (Dorfgebiet, Freiland, Grünland,
Mischgebiet udgl.) sein. Alle Raumord-
nungsgesetze gehen ja davon aus, dass
die grundlegende Nutzung der Landwirt-
schaftszonen durch die Land- und Forst-
wirtschaft erfolgt und dass auf diesen
Flächen – unbeschadet davon, wie weit
entfernt sie sich von anderen Nachbar-
widmungen befinden – auch die entspre-
chenden Bauten errichtet werden dürfen.

Widmungsbezogener
Immissionsschutz

Ganz allgemein gilt, dass mit einer be-
stimmten Widmung auch ein ganz spezi-
eller – meist abgestufter – Immissions-
schutz verbunden ist. Das jeweilige Im-
missionsmaß gilt für alle Flächen der
betreffenden Widmungskategorie. Nicht
mit jeder Widmung ist aber auch ein Im-
missionsschutz verbunden. Die Widmun-
gen der so genannten Landwirtschaftszo-
ne enthalten im Allgemeinen jedenfalls
keinen derartigen Schutz!
Ist in anderen Rechtsnormen nicht aus-
drücklich ein besonderer Nachbarschutz
festgelegt, dann ergibt sich die besonde-
re – und den Anrainern durchwegs nur
schwer vermittelbare –  Problematik da-
durch, dass nach ständiger Rechtspre-
chung des VwGH (Verwaltungsgerichts-
hof) Immissionen hinzunehmen sind, die
sich im Rahmen des üblichen Ausmaßes
dieser Widmungskategorie befinden.
Wenn es in einer Kategorie keinen Im-
missionsschutz gibt, dann werden wohl
sehr hohe Immissionen als immer noch
zulässig anzunehmen sein. Reagieren nun
darauf einzelne Bundesländer mit spezi-
ellen Widmungen („für die land- und
forschwirtschaftliche Intensivtierhal-
tung“, „bodenunabhängige Massentier-
haltung landwirtschaftlicher Nutztiere“),
vermag dies über das Grundproblem
nicht hinweg zu helfen. Wenn nämlich
ausdrücklich eine Widmung mit einer
hohen Emissionsprognose vorgesehen
wird, braucht man über die Zulässigkeit
dieser daraus ableitbaren Immissionen

erst gar nicht zu diskutieren. Dabei
kommt es allein auf die Widmung des zu
bebauenden Grundstückes, nicht aber auf
die Widmung der Grundstücke der Nach-
barn an.
Jede andere Betrachtungsweise würde
den „widmungsbezogen Immissions-
schutz“ aushebeln und einige Grundsät-
ze und Ziele des ROG obsolet machen.
Die Raumordnung legt mit ihren Werk-
zeugen die Widmungskategorien und
damit verbunden die beabsichtigten Nut-
zungen mit den zu erwartenden Emissio-
nen fest. Es liegt in der Verantwortung
der örtlichen Raumplanung dafür zu sor-
gen, dass Nutzungskonflikte verhindert,
bzw. reduziert werden.
Die Zulässigkeit von Tierhaltungen in der
Widmung „Dorfgebiet“ führt sehr häu-
fig zu Auffassungsunterschieden und in
der Folge zu großen Unsicherheiten im
Genehmigungsverfahren. Wenn es etwa
in § 23 Abs 5 lit f  Stmk ROG heißt:
„Dorfgebiete, das sind Flächen, die
vornehmlich für Bauten land- und forst-
wirtschaftlicher Betriebe in verdichteter
Anordnung bestimmt sind, wobei auch
Wohngebäude und Gebäude, die den
wirtschaftlichen, sozialen, religiösen und
kulturellen Bedürfnissen der Bewohner
dienen, errichtet werden können;“
braucht darüber nicht lange spekuliert zu
werden. Der Text ist klar und unmissver-
ständlich, er ist aber möglicherweise
nicht mehr zeitgemäß. Sollte das der Fall
sein, dann müsste es zu einer Änderung
der gesetzlichen Bestimmung kommen,
andernfalls gibt es eigentlich keinen In-
terpretations- und Entscheidungsspiel-
raum der Behörde!

3. Baugesetze
Wie auch immer die konkrete Bezeich-
nung lautet (Baugesetz, Bauordnung,
Bautechnikgesetz  udgl.), es handelt sich
in jedem Fall um ein Landesgesetz –
demgemäß 9 unterschiedliche Gesetze –
welches die rechtlichen Mindestbedin-
gungen der konkreten Genehmigung ei-
nes geplanten Objektes enthält. In aller
Regel ist in dieser Norm auch die Behör-
denzuständigkeit festgelegt. Die in den
Baugesetzen geregelten Angelegenheiten
der Gemeinde sich durchwegs solche des
eigenen Wirkungsbereiches. Baubehör-
de erster Instanz ist der Bürgermeister,
Baubehörde zweiter Instanz ist der Ge-
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meinderat. In fast allen Ländern besteht
die Möglichkeit, diese Zuständigkeit in
Einzelfällen an die Bezirkshauptmann-
schaft zu delegieren, von dieser Möglich-
keit, wird aber vergleichsweise sparsam
Gebrauch gemacht.

Generell ist festzuhalten, dass ein Nach-
bar vor der Baubehörde nur ein be-
schränktes Mitspracherecht besitzt und
zwar durchwegs nur im Baubewilligungs-
verfahren. Es kann nur dann eine Verlet-
zung von Rechten erfolgreich geltend
gemacht werden, wenn eine Beeinträch-
tigung gegeben ist. Das Eintreten für
fremde Rechte ist nicht vorgesehen. In
aller Regel gibt es kein Zustimmungs-
oder Ablehnungsrecht für ein konkretes
Projekt. Vielmehr besteht die Möglich-
keit die eigenen Interessen durch die Er-
hebung von Einwendungen zu schützen.

Der entscheidende Punkt dafür - insbe-
sondere für die Genehmigung von Stal-
lungen - sind die im Gesetz enthaltenen
Nachbarrechte. Der Nachbar – durch eine
teilweise demonstrative und andererseits
taxative Aufzählung kann es zu erhebli-
chen Unterschieden zwischen den Bun-
desländern kommen – kann gegen die
Erteilung einer Baubewilligung Einwen-
dungen erheben, wenn diese sich auf die
Bauvorschriften beziehen, die nicht nur
dem öffentlichen Interesse, sondern dem
Interesse der Nachbarn dienen (subjek-
tiv-öffentlich-rechtliche Einwendungen).
Subjektiv-öffentliche Rechte gereichen
dem Nachbarn selbst zum Vorteil und
können zur Verfolgung der eigenen Inte-
ressen notfalls auch ein bestimmtes Ver-
halten erzwingen. Es muss um höchst per-
sönliche Rechte gehen, die im Verwal-
tungsverfahren tatsächlich auch durch-
setzbar sind.
Zu den Nachbarrechtsbestimmungen
zählt in allen BauG auch der Verweis auf
den Zivilrechtsweg in bestimmten Fällen.
So etwa § 26 Abs 3 Stmk BauG: „Wird
von einem Nachbarn die Verletzung ei-
nes Rechtes behauptet, das im Privat-
recht begründet ist (privatrechtliche Ein-
wendung), so hat die Behörde zunächst
eine Einigung zu versuchen. Kommt kei-
ne Einigung zustande, so ist der Betei-
ligte auf den ordentlichen Rechtsweg zu
verweisen. Diese Verweisung ist unter
Anführung der Einwendung im Spruch
des Bewilligungsbescheides auszuspre-
chen.“

Der Katalog an subjektiv-öffentlichen
Interessen kann unterschiedlich lang sein,
die Einhaltung von bestimmten Abstän-
den, die Übereinstimmung mit dem Flä-
chenwidmungsplan, ein Immissions-
schutz im weitesten Sinn – kann sich auch
nur auf den Schallschutz beschränken –
sowie die Vermeidung eines Gefähr-
dungspotentials – Brandgefahr – werden
aber immer genannt. Darüber hinaus kön-
nen zur Vermeidung von Belästigungen
oder Gesundheitsbeeinträchtigungen spe-
zielle Regelungen enthalten sein. So be-
stimmt etwa § 13 Abs 12 des Stmk Bau-
gesetzes: „Lässt der Verwendungszweck
von baulichen Anlagen eine das ortsüb-
liche Ausmaß übersteigende Belästigung
oder Gesundheitsgefährdung der Nach-
barschaft erwarten oder ist dies zum
Schutz des Ortsbildes erforderlich, hat
die Behörde größere Abstände vorzu-
schreiben.“
Wenngleich der VwGH in ständiger
Rechtsprechung am Grundsatz des wid-
mungsbezogenen Immissionsschutzes
fest hält, durchbricht er mit der Judika-
tur zu § 13 Abs 12 Stmk BauG die eige-
ne Linie. Der VwGH (17. März 1994, Zl.
93/06/0096) führt nämlich aus, dass
dann, wenn aufgrund der Intensität der
Belästigung oder der Größe des Bau-
grundstückes eine Vergrößerung der Ab-
stände nicht möglich ist, den Nachbarn
sogar das Recht auf Nichterteilung der
Baubewilligung zukommt. Ähnlich am
12. Juni 1994, Zl. 91/06/0182, wo es
heißt: „Dem Grunde nach besteht kein
Zweifel, dass Düngerstätten im Dorfge-
biet zulässig sind, handelt es sich doch
dabei um eine Widmungskategorie, die
vornehmlich für Bauten land- und forst-
wirtschaftlicher Betriebe in verdichteter
Anordnung bestimmt sind. Es kann je-
doch nicht die Ansicht vertreten werden,
im Dorfgebiet müsse jeder und überall
mit Immissionen aus Düngerstätten rech-
nen, da auch im Dorfgebiet entsprechen-
de Abstände u.a. zu Wohnhäusern ein-
zuhalten sind.“ Erklärbar ist das nur
dann, wenn man in § 13 Abs 12 Stmk
BauG einen von der Flächenwidmung
unabhängigen, bzw. einen stärkeren Im-
missionsschutz erblickt.
Anders hingegen das Erkenntnis vom 24.
September 91, Zl. 88/06/0098, in dem die
Auffassung vertreten wird, dass es im
Zusammenhang mit dem Immissions-
schutz auf die Belästigungen, die vom

Grundstück ausgehen und daher nur auf
dessen Widmung ankommt.
Unterschiedlich regeln die einzelnen
BauG auch den Kreis der Anrainer und
Nachbarn, die zur ganz wichtigen Par-
teistellung – nur diese räumt wesentliche
Rechte ein – im Verfahren führen kann.
Von den unmittelbar angrenzenden An-
rainern ausgehend, zu den Nachbarn in-
nerhalb eines definierten Abstandes bis
hin zur Möglichkeit durch das Projekt
betroffen zu sein, kann eine Parteistel-
lung begründet werden.
Ganz wichtig ist in diesem Zusammen-
hang darauf hinzuweisen, dass ein
allenfalls gegebener Immissionsschutz
nicht an einem Nachbargebäude beginnt,
sondern immer an der Grundgrenze. Die-
ser Umstand macht die Suche eines ge-
eigneten Grundstückes im Falle der Aus-
siedlung eines größeren Betriebes ins
Freiland in  kleinstrukturierten Gebieten
nicht ganz einfach.

4. Richtlinien, Normen
Für die Genehmigungsbehörde ist ent-
scheidend, ob durch das beantragte Pro-
jekt, eine das ortsübliche Ausmaß über-
steigende Beeinträchtig oder Belästi-
gung, bzw. eine Gesundheitsgefährdung
zu erwarten ist. Die Antwort wird im Er-
mittlungsverfahren nur unter Zuhilfenah-
me von Sachverständigen möglich sein,
die objektive und nachvollziehbare Ent-
scheidungsgrundlagen für die Behörde –
die ja in freier Beweiswürdigung zu ih-
rem Ergebnis kommt – zu erarbeiten ha-
ben. Bei Stallbauten muss ein technischer
Sachverständiger auf dem Gebiet der
Agrartechnik kompetent sein, um über
Art und Ausmaß der zu erwartenden Im-
missionen Auskunft geben zu können.
Nur der medizinische Gutachter darf –
ausgehend vom landtechnischen Befund
– die Gefährlichkeit der prognostizierten
Immissionen beurteilen und bewerten, in
dem die Wirkung auf den menschlichen
Organismus beschrieben wird.
Ganz entscheidend zur Beantwortung der
gestellten Fragen, nämlich ob mit einer
das ortsübliche Ausmaß zu erwartenden
Belästigung zu rechnen ist, ist das einge-
setzte Werkzeug, d.h. die entsprechende
Richtlinie hierfür. Es sollte selbstver-
ständlich sein, dass nur Richtlinien und
Normen zum Einsatz kommen können,
die auf die gestellte Frage auch eine Ant-
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wort geben können. Gibt etwa eine Richt-
linie darüber Auskunft wie häufig die Ge-
ruchswahrnehmungsgrenze in einer Zeit-
einheit überschritten wird, dann kann das
zwar eine wertvolle Zusatzinformation
für den Gutachter sein, die Beantwortung
der gestellten Frage ist damit aber nicht
möglich!

Der VwGH hat sich in mehreren Ent-
scheidungen dieser Frage gestellt und
wiederholt erkannt, dass die österreichi-
sche Richtlinie (Vorläufige Richtlinie zur
Beurteilung von Emissionen aus der
Nutztierhaltung des damaligen Umwelt-
ministeriums) genau auf die entschei-
dungsrelevanten Fragen abgestimmt ist.
Sie ist daher – einzig – zur Beurteilung
heranzuziehen. Wenn andere Richtlinien
– auch ausländische – die gestellte Frage
nicht beantworten können, so ist dennoch
nicht auszuschließen, dass sie zur Beur-
teilung von Detail- und Vorfragen zur
Anwendung kommen können. Es genügt
im Gutachten nicht, bloß darauf hinzu-
weisen, welche Richtlinie verwendet
wurde, vielmehr muss dieser Punkt ge-
bührend begründet werden.

Die angesprochene österreichische Richt-
linie befindet sich derzeit in Überarbei-
tung, weil einige Bereiche bislang nicht
enthalten sind und bestimmte Nachjus-
tierungen angebracht erscheinen. Beibe-
halten werden soll jedenfalls die soge-
nannte „vergleichende Standortbewer-
tung“ für Bauten innerhalb der gleichen
Widmungskategorie. In vielen Fällen ist

es nämlich möglich – vielfach auch ein-
zig sinnvoll – durch den Vergleich des
eingereichten Projektes mit räumlich ver-
gleichbaren Nutztierhaltungen die zu er-
wartenden Immissionen für die Nachbarn
zu beurteilen.
Wohl eine der schwierigsten Fragen für
den Gutachter ergibt sich aus dem Krite-
rium der so genannten „Ortsüblichkeit“.
Der VwGH hat sich in vielen Erkennt-
nissen damit auseinander gesetzt. Wenn
auch im Kern ein klarer Trend erkennbar
ist, können im Einzelfall abweichende
Erklärungsmodelle Platz greifen, weil
nicht immer klar zwischen dem „Wid-
mungsmaß“ und dem „Istmaß“ unter-
schieden wird. Generell gelten Immissi-
onen nach ständiger Rechtsprechung
auch dann noch als zumutbar, wenn sie
zwar das Ausmaß der in der unmittelba-
rer Umgebung des Bauplatzes feststell-
baren Einwirkungen übersteigen, sich
aber in dem für das Widmungsmaß sonst
üblichen Rahmen halten.
Die Einwirkungen können aber trotz
Nichtüberschreitung des Widmungsma-
ßes dann unzulässig sein, wenn die Ge-
samtbelastung (Summe von Ist- und Pro-
gnosemaß), die der medizinische Sach-
verständige als relatives Beurteilungsmaß
angibt, geeignet ist, die Nachbarn unzu-
mutbar zu beeinträchtigen.
Auch wenn im behördlichen Genehmi-
gungsverfahren Begriffe wie „Belästi-
gungskreis“ oder „Geruchswahrneh-
mungsüberschreitungshäufigkeiten“ so-

wie „Ergebnisse von Begehungen“ eine
entscheidungstragende Bedeutung erlan-
gen, sind sie für den VwGH bis heute
nicht in die Beurteilung einbezogen wor-
den.

5. Zusammenfassung
Die herrschende Situation hinsichtlich
der Genehmigung von Stallungen ist in
höchstem Maße unbefriedigend. Viele
Ursachen sind dafür verantwortlich, her-
vorzuheben ist sicherlich die Überforde-
rung der Genehmigungsbehörden sowie
eine permanente rechtliche Fehleinschät-
zung. Die unterschiedlichen landesge-
setzlichen Bestimmungen – im Kern sind
diese Unterschiede dann gar nicht so groß
– müssen vielfach dafür herhalten, dass
von einem koordinierten und vereinheit-
lichten Genehmigungsverfahren im gan-
zen Bundesgebiet Abstand genommen
wird. Von den Folgen sind in erster Linie
die Konsenswerber betroffen, weil die
Entscheidungen verzögert oder über-
haupt verweigert werden. Dieser Zustand
ist für alle Beteiligten unhaltbar, weil sich
unterschiedliche Erwartungshaltungen
festsetzen, obwohl der Ausgang der Ent-
scheidung nicht einzuschätzen ist.
Wenn man sich zur flächendeckenden
Landbewirtschaftung bekennt, sind alle
zuständigen Entscheidungsträger aufge-
fordert, konstruktiv und rasch an einer
gemeinsamen und rechtlich abgesicher-
ten Lösung zu arbeiten.
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